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Die Vereinigung Schweizerischer Angestelltenverbinde

zum Lohnproblem

Fast gleichzeitig mit dem Schweizerischen Gewerk-
schaftsbund hat sich auch die Vereinigung Schweizeri-
scher Angestelltenverbédnde in einer einlaflichen Eingabe
an den Bundesrat gewandt und darin ihre Stellung-
nahme zur Lohnfrage prazisiert. Auch inhaltlich geht
diese weitgehend mit derjenigen des Gewerkschafts-
bundes konform. An Hand amtlicher Statistiken wird
nachgewiesen, daf3 fiir die Angestelltenschaft die Real-
lohnanpassung noch nicht erreicht ist oder dafy die An-
passung in vielen Fillen auf abgebauten Vorkriegs-
16hnen erfolgte. Am Schlusse der Eingabe werden fol-
gende Grundsitze als wegleitend fiir eine gesunde Lohn-
politik aufgestellt :

1. Die Lohnpolitik, die fiir die stets zunehmende
Masse der unselbstindig Erwerbenden von groliter
Wichtigkeit ist, sollte vom Grundsatz geleitet sein, eine
moglichst gerechte Verteilung des Volkseinkommens
herbeizufiihren. Die Durchftihrung dieser grundsitz-
lichen Forderung verlangt auch von der Seite des Ka-
pitals Opfer. Ubersetzte Handelsspannen, Unternehmer-
gewinne und Unternehmerlohne lassen sich innerhalb
einer solchen Lohnpolitik nicht rechtfertigen.

2. In Ubereinstimmung mit der Auffassung der maB-
gebenden Bundesbehorden stehen wir auf dem Stand-
punkt, dafl der zunehmenden Gefahr der Inflation Ein-
halt geboten werden muf} durch Verhinderung der wei-
teren Aufwartsbewegung der Preis- und Lohnspirale. Bei
einer gerechteren Verteilung des Sozialertrages wiirde
durch Verbesserung der Léhne die Inflationsgefahr
nicht vergrofert.

3. Die Lebenskosten durfen nicht weiter steigen.
MafBnahmen zur Erreichung dieses Zieles sind :

die Aufrechterhaltung der Preiskontrolle ;

die Aufhebung aller die Einfuhr unnétig erschweren-
den Einschrankungen und Formalititen ;

die Erleichterung der Einfuhr von lebensnotwendigen
Artikeln ;

keine Verschiebungen in der Belastung der Konsu-
menten durch weitere Preiserhéhungen von Im-
portwaren zugunsten von Ausgleichskassen der in-
landischen Produzenten und des Handels ;

eine diesen Bestrebungen angepalite Zollpolitik ;

die Weiterfuhrung der Preisverbilligungsaktion des
Bundes, solange die Tendenz zur Steigerung des
Lebenskostenindexes besteht.

4. Die Wohnungsmiete ist ein Hauptbestandteil des
Ausgabenbudgets der Angestelltenfamilien. Eine all-
fillige unumgingliche Erhdhung der Wohnungsmieten
darf hochstens im Ausmall der ausgewiesenen Bau-
kostenverteuerung bewilligt werden und ist durch Zu-
schiisse der offentlichen -Hand zu mildern.

5. Durch Vereinfachung und Rationalisierung der
Verwaltung von Bund, Kantonen und Gemeinden und
sukzessiven Abbau der kriegswirtschaftlichen Amter muf}
eine weitere Erh6hung der Steuern und Abgaben ver-
hindert werden.

6. Von einem generellen Lohnstop bei der Angestell-
tenschaft kann so lange keine Rede sein, als weite
Schichten der Privatangestellten und Beamten den vol-
ligen Ausgleich der Kriegsteuerung gemiafl den Empfeh-
lungen der Eidgenéssischen Lohnbegutachtungskommis-
sion noch immer nicht erreicht haben. Dieser Ausgleich
muB unverzuglich erfolgen, wobei es nicht gentigt, die
Reallohnanpassung auf der Basis der zum Teil stark ab-
gebauten Vorkriegssalire wieder herzustellen. Die
Grundgehailter sind entsprechend dem Prinzip des Lei-
stungslohnes zu erhdhen. Dadurch kann auch die wih-
rend des Krieges aus sozialen Gesichtspunkten erfolgte
Nivellierung der Loéhne und Gehilter zwischen Unge-
lernten und Gelernten korrigiert werden.

Soweit Preiserhohungen notwendig sind, um die
Lohnanpassung an die Teuerung im Rahmen der Richt-
siatze der LBK zu ermoglichen, ist durch entsprechende
Auflagen und Kontrollen dafiir zu sorgen, daf} der vor-
gesehene Teuerungsausgleich auch tatsdchlich erfolgt.

7. Die Angestelltenschaft verlangt, dal} sie in ver-
mehrtem MaBe durch Abschlufl von Gesamtarbeitsver-
triagen als mitarbeitende und mitverantwortliche Partner
im Arbeitsverhiltnis anerkannt wird. Durch die Ge-
samtarbeitsvertrdge soll auch eine generelle Ordnung
und Verbesserung des Arbeitsverhéltnisses in den Ange-
stelltenberufen ermoglicht und die Zusammenarbeit zwi-
schen Arbeitgeber- und Angestellten-Verbianden gefor-
dert werden.

Gewerkschaftsbund und Bauernverband
diskutieren die landwirtschaftlichen Preisforderungen

Auf Veranlassung des Schweizerischen Gewerkschafts-
bundes fand am 8. September in Bern zwischen einer
Delegation des Bundeskomitees des Gewerkschaftsbun-
des, bestehend aus den Nationalriten Bratschi, Moser
und Robert und einer Delegation des Schweizerischen
Bauernverbandes, der unter anderem Staatsrat Porchet,
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Professor Howald und Nationalrat Reichling angehor-
ten, eine Besprechung iber die jiingsten landwirtschaft-
lichen Preisforderungen statt, wobei den beiden Delega-
tionen Gelegenheit geboten war, ihren Standpunkt ein-
gehend zu begriinden.

Die Vertreter der Landwirtschaft begriindeten ihre



	Die Vereinigung Schweizerischer Angestelltenverbände zum Lohnproblem

